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Der Verband 

Was ist ein Wasser- und Bodenver-
band? 

Ein Wasser- und Bodenverband ist ein Ver-

band auf Grundlage des Wasserverbands-

gesetzes (WVG). Gem. § 2 Abs. 2 WVG dient 

der Verband dem öffentlichen Interesse 

und dem Nutzen seiner Mitglieder. Er ist 

Selbstverwaltungskörperschaft und verwal-

tet sich im Rahmen der Gesetze selber. Er 

ist Körperschaft des öffentlichen Rechts und 

damit Behörde i.S.d. Verwaltungsverfah-

rensgesetzes des Landes NRW. 

Wer ist Mitglied im Verband? 

Mitglieder eines Wasser- und Bodenver-

bandes können die in § 4 WVG aufgeliste-

ten Personen bzw. Personengruppen sein. 

Wer konkret Mitglied ist, bestimmt der 

Verband durch seine Satzung. Beim Wasser- 

und Bodenverband sind gem. § 4 der Sat-

zung Mitglied: 

− die im Verbandsgebiet ganz oder teil-

weise liegenden Städte und Gemein-

den,  

− die jeweiligen rechtlichen Eigentümer 

der Grundstücke und Anlagen, die die 

Unterhaltung über die bloße Beteili-

gung am natürlichen Abflussvorgang 

hinaus erschweren (Erschwerer), 

− die jeweiligen rechtlichen Eigentümer 

der Grundstücke mit Anlagen, die aus 

der Durchführung der Verbandsaufga-

ben einen Vorteil haben oder zu erwar-

ten haben oder denen der Verband die 

Pflicht zum Ausbau oder zur Unterhal-

tung ihrer Anlagen erleichtert oder ab-

nimmt (Vorteilhabende), 
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− die jeweiligen rechtlichen Eigentümer 

der im Verbandsgebiet liegenden Ge-

wässerparzellen sowie der unmittelbar 

an die Gewässer oder Gewässerparzel-

len angrenzenden Grundstücke (Ufer-

anlieger) und 

− der Niersverband. 

Wer finanziert den Verband? 

Die Tätigkeit des Verbandes wird teilweise 

von seinen Mitgliedern finanziert. Gem. 

§ 28 WVG sind die Verbandsmitglieder ver-

pflichtet, dem Verband Beiträge zu leisten, 

soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben 

erforderlich ist. Die Beiträge der Mitglieder 

werden durch Verwaltungsakt (Beitragsbe-

scheid) gegenüber seinen Mitgliedern fest-

gesetzt. Daneben erhält der Verband För-

dergelder vom Land für bestimmte wasser-

bauliche Maßnahmen, erzielt Einnahmen 

aus dem Betrieb einer Photovoltaik-Anlage, 

aus der Verwertung von Abfall (z.B. Schred-

dermaterial, Holzverkauf) und Erstattung 

von Aufwendungen für Arbeiten für Dritte.  

Wie wird man Mitglied im Verband? 

Man wird Mitglied im Verband, wenn man 

ein Grundstück erwirbt, das die dingliche 

Mitgliedschaft im Verband vermittelt, weil 

es sich um ein Uferanliegergrundstück han-

delt und/oder sich dort ein Erschwernis 

befindet. Die Kommunen sind durch Beizie-

hung durch die Aufsichtsbehörde Mitglied 

geworden. 

Kann man seine Mitgliedschaft be-
enden? 

Man kann die Mitgliedschaft im Verband 

nicht, wie z.B. bei einem Verein, durch Aus-

trittserklärung oder Kündigung beenden. 

Die Mitgliedschaft ist eine Zwangsmitglied-

schaft und gewährleistet, dass wichtige 

Aufgaben zugunsten der Allgemeinheit und 

der Mitglieder, die nur gemeinsam bewäl-

tigt werden können, erfüllt werden können. 

Daher kann die Mitgliedschaft nur in den 

gesetzlich oder durch die Satzung vorgese-

henen Fällen beendet werden. Danach ent-

fällt die dingliche Mitgliedschaft der Er-

schwerer und Uferanlieger durch Verlust 

des Eigentums an dem die Mitgliedschaft 

begründenden Grundstück. Verkauft also 

jemand sein Uferanliegergrundstück, so 

verliert er damit auch die Mitgliedschaft als 

Uferanlieger und Erschwerer. Er bleibt al-

lerdings Mitglied, wenn er noch weitere 

Grundstücke hat, die seine dingliche Mit-

gliedschaft begründen. In bestimmten Fäl-

len kann ein Mitglied auch die Aufhebung 

seiner Mitgliedschaft gem. § 24 WVG bean-

tragen. Dies ist dann der Fall, wenn der Vor-

teil aus der Durchführung von Verbands-

aufgaben entfallen ist. Darüber entscheiden 

in einem vorgegebenen Verfahren der Vor-

stand und die Aufsichtsbehörde des Ver-

bandes. Dies ist jedoch für im Verbandsge-

biet liegende Grundstücke nicht denkbar. 

Darf der Verband Ordnungsbeschei-
de erlassen? 

Ja. Gem. § 68 WVG i.V.m. § 38 der Satzung 

kann der Vorstand gegenüber Verbands-

mitgliedern und Nutzungsberechtigten An-

ordnungen erlassen. Dies erfolgt in Form 

von Verwaltungsakten und bedarf einer 

Rechtsgrundlage. Bisher hat der Verband 

davon keinen Gebrauch gemacht und ma-

chen müssen. 

Für was ist der Verband zuständig? 

Der Verband ist innerhalb seines Verbands-

gebietes für die Erfüllung seiner Aufgaben 

zuständig. § 2 WVG regelt die zulässigen 

Aufgaben eines Wasser- und Bodenverban-

des. Aus diesen Aufgaben kann der Verband 

durch 2/3-Beschluss seines Ausschusses 

Aufgaben wählen und in seiner Satzung 

festlegen. Der Wasser- und Bodenverband 

der Mittleren Niers hat in § 3 seiner Satzung 

seine Aufgaben festgeschrieben. Dies sind:  

− der Ausbau einschließlich des naturna-

hen Rückbaus und die Unterhaltung der 

oberirdisch fließenden Gewässer, je-

weils auch zum Zwecke des Hochwas-

serschutzes,  

− die Regelung des Wasserabflusses ein-

schließlich des Ausgleichs der Wasser-

führung und der Sicherung des Hoch-
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wasserabflusses der oberirdisch flie-

ßenden Gewässer,  

− die technischen Maßnahmen zur Be-

wirtschaftung der oberirdisch fließen-

den Gewässer,  

− den Ausbau und die Unterhaltung der 

Entwässerungsgräben zur Flächenent-

wässerung  

− die Abfallentsorgung (Einsammeln, Be-

fördern, Verwerten und Beseitigen des 

Abfallgutes) im Zusammenhang mit der 

Durchführung der Verbandsaufgaben.  

Gem. § 3 seiner Satzung kann der Verband 

durch Mehrheitsbeschluss des Verbands-

ausschusses die folgenden weiteren Aufga-

ben übernehmen:  

− den Bau und die Unterhaltung von An-

lagen in, an oder über oberirdisch flie-

ßenden Gewässern zu wasserwirt-

schaftlichen Zwecken, ausgenommen 

Anlagen von Versorgungs- und Ver-

kehrsträgern,  

− den Bau, Ausbau und die Unterhaltung 

der land- und forstwirtschaftlichen We-

ge einschließlich der zugehörigen Brü-

ckenbauwerke.  

Der Verband kann darüber hinaus Aufträge 

übernehmen, die zwar nicht erforderlich, 

aber dienlich sind und mit seinen Aufgaben 

in Zusammenhang stehen. Die Kosten trägt 

der Auftraggeber. 

Was ist das Verbandsgebiet? 

Das Verbandsgebiet ist gem. § 2 der Sat-

zung das oberirdische Einzugsgebiet der 

Niers ab der Einmündung des Triethbaches 

bis zur Gemeindegrenze Wachtendonk-

Straelen (km 3.600 des Niersabschnittes 

Eisenbahnbrücke Mönchenglad-

bach/Korschenbroich-Süchteln bis km 

11.250 des Niersabschnittes Grefrath-

Holtheyde). Das Verbandsgebiet ergibt sich 

im Einzelnen aus einer Übersichtskarte im 

Maßstab 1:20.000 oder größer, die am Sitz 

des Verbandes zur Einsichtnahme ausliegt. 

Einen Überblick über das Verbandsgebiet 

können Sie sich auch auf der Internetseite 

des Verbandes verschaffen.  

Wo finde ich die Satzung? 

Die Satzung wird, nachdem sie in einem in 

Satzung und Gesetz festgelegten Verfahren 

vom Ausschuss beschlossen wurde, von der 

Aufsichtsbehörde (Der Landrat des Kreises 

Viersen als untere staatliche Verwaltungs-

behörde) genehmigt und von diesem in 

einem gesetzlich vorgegebenen Verfahren 

bekannt gemacht. Sie finden die jeweils 

gültige Satzung auf der Webseite des Ver-

bandes (www.mittlereniers.de) in der 

Rubrik „Infocenter“. 

Was ist der Unterschied zum Niers-
verband? 

Der Wasser- und Bodenverband ist nicht 

identisch oder teilidentisch mit dem Niers-

verband. Der Niersverband ist kein Verband 

nach WVG, sondern ein sondergesetzlicher 

Verband. Er hat seine Rechtsgrundlage im 

Niersverbandsgesetz und nimmt andere 

Aufgaben wahr, als der Wasser- und Bo-

denverband der Mittleren Niers. Beide Ver-

bände sind eigene, voneinander unabhängi-

ge Körperschaften des öffentlichen Rechts, 

deren Verbandsgebiete sich überlagern. Der 

Niersverband ist u.a. neben der Unterhal-

tung der Niers auch für den Betrieb von 

verschiedenen Kläranlagen zuständig. Nä-

heres können Sie der Webseite des Niers-

verbandes (www.niersverband.de) ent-

nehmen.  

Wer kann mir Fragen beantworten? 

Gerne können Sie sich mit Fragen an die 

zuständigen Mitarbeiter des Verbandes 

wenden. Deren Telefonnummern und E-

Mail-Adressen finden Sie auf der Webseite 

des Verbandes (www.mittlereniers.de) in 

der Rubrik „Der Verband/Mitarbeiter“. 

Welchen Regelungen unterliegt der 
Verband? 

Der Verband ist – wie jede Körperschaft des 

öffentlichen Rechts – an alle geltenden Ge-

setze gebunden. Für die Organisation und 

Aufgabenerfüllung sind aber einige Gesetze 

und rechtliche Regelungen besonders wich-

tig. Dazu gehören:  
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− Wasserverbandsgesetz (WVG) 

− Ausführungsgesetz zum WVG (NW 

AGWVG) 

− Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

− Landeswassergesetz NRW (LWG NW) 

− Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

− Landschaftsgesetz (LG NW) 

− Bundesbodenschutzgesetz (BBSchG) 

− Verwaltungsverfahrensgesetz NRW 

(VwVerfG NW) 

− Satzung des Wasser- und Bodenver-

bandes der Mittleren Niers 

Wo finde ich weitere Informationen 
über den Verband? 

Die Webseite des Verbandes unter 

www.mittlereniers.de hält eine Reihe von 

Informationen bereit. Insbesondere im Be-

reich „Infocenter“ können Sie Broschüren, 

Übersichten, Organigramme aber auch die-

se FAQ-Liste als pdf-Datei herunterladen.  

Veranlagung von Beiträgen 

Wofür werden Beiträge erhoben? 

Der Verband finanziert sich teilweise aus 

Mitgliedsbeiträgen. Die Mitgliedsbeiträge 

decken die Kosten der Verbandstätigkeit. 

Mit den Beiträgen der Erschwerer werden 

die Kosten gedeckt, die durch die Erschwer-

nisse verursacht werden.  

Welche Beiträge gibt es? 

Es gibt die Grundstücksflächenbeiträge, die 

stellvertretend für die Grundstückseigen-

tümer im Verbandsgebiet, durch Selbstver-

pflichtung allein von den kommunalen Mit-

gliedern getragen werden und die Er-

schwernisbeiträge der Erschwerer, die von 

diesen direkt an den Verband zu entrichten 

sind.  

Welche Kosten deckt der Grund-
stücksflächenbeitrag ab? 

Über den Grundstücksflächenbeitrag wer-

den die Ausgaben gedeckt, die nach Abzug 

von allen übrigen Einnahmequellen, ein-

schließlich der Erschwernisbeiträge noch 

gedeckt werden müssen. Daraus ergibt sich 

folgende Rechnung: (Gesamtausgaben des 

Verbandes) - (Sonstige Einnahmen) - (Er-

schwernisbeiträge) = über den Grundstücks-

flächenbeitrag zu finanzierende Ausgaben.  

Auf welcher Datengrundlage werden 
die Bescheide erstellt? 

Für die Berechnung der Beiträge werden 

jährlich die Katasterdaten (ALKIS-Daten) 

von den zum Verbandsgebiet gehörenden 

Kreisen und kreisfreien Städte zur Verfü-

gung gestellt. Zudem werden in regelmäßi-

gen Abständen, die aktuellen Luftbilder von 

der zuständigen Bezirksregierung zur Verfü-

gung gestellt. Daraus werden die Beiträge 

errechnet. Insbesondere bei den Erschwer-

nisbeiträgen werden aber auch Verände-

rungen durch Mitteilungen von Mitgliedern 

oder eigene Wahrnehmung (z.B. Zaun, Brü-

cke, Durchlass wurden entfernt, errichtet 

oder erweitert) berücksichtigt. Die Bei-

tragsbescheide beruhen immer auf den vor 

der Beitragsbescheidversendung erhaltenen 

Datengrundlagen. Die zur Berechnung der 

Beiträge nach den in den Veranlagungsre-

geln vorgesehenen Formeln notwendigen 

Beitragsparameter werden jährlich neu er-

mittelt. Sie werden fortlaufend auf der 

Webseite des Verbandes veröffentlicht. 

Wie wird der Grundstücksflächen-
beitrag berechnet? 

Der Grundstücksflächenbeitrag hängt von 

der Katasterfläche der Grundstücke in m² 

und einem Faktor ab, der wiederum von der 

im Liegenschaftskataster ausgewiesenen 

Nutzungsart des Grundstücks abhängig ist. 

Damit wird mittelbar der Versiegelungsgrad 

der Fläche erfasst. Vom Versiegelungsgrad 

ist mittelbar der Vorteil des Grundstücksei-

gentümers von der Verbandstätigkeit ab-

hängig. Die Berechnung erfolgt automati-

siert über ein Programm, das die Nutzungs-

arten und die Flächen aus den Katasterda-

ten ausliest. 
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Welche Kosten werden über die Er-
schwernisbeiträge abgedeckt? 

Mit den Erschwernisbeiträgen werden die 

Mehrkosten solidarisch gedeckt, die durch 

die Erschwernisse verursacht werden.  

Was sind Erschwernisse? 

Als Erschwernis gilt alles, was die Unterhal-

tung der Gewässer über die bloße Beteili-

gung am natürlichen Abflussvorgang hinaus 

erschwert. Das sind nach der seit dem 

1.1.2016 geltenden Satzung insbesondere: 

− Mauern, Zäune und Hecken 

− ackerbauliche und gartenbauliche Nut-

zungen 

− Gebäude, Gebäudebestandteile 

− Masten, Pfähle und Schilder 

− Bäume, Baumkronen, Baumstubben, 

Sträucher 

− Stege, Gerüste, Tränken 

− Einleitstellen, Einleitbauwerke 

− Abgrabungen, Aufschüttungen 

jeweils innerhalb eines Abstandes von 1,50 

m gemessen ab Böschungsoberkante des 

Gewässers. 

Außerdem gehören im Gewässer insbeson-

dere dazu:  

− Brücken 

− Durchlässe 

− Rohrleitungen 

− Verrohrungen. 

Warum sind Brücken, Durchlässe 
und Verrohrungen Erschwernisse? 

Offene Gräben werden mit hochtechnisier-

ten Böschungsmähgeräten gemäht. Die 

Kosten dieser Unterhaltung sind relativ ge-

ring. An Brücken, Durchlässen und Verroh-

rungen muss dieser Vorgang unterbrochen 

werden. Mit kleineren und damit in der 

Anwendung teureren Geräten oder von 

Hand müssen die Anschlüsse an die Bö-

schungen geschnitten werden, um einen 

ordnungsgemäßen Wasserabfluss zu ge-

währleisten. Außerdem müssen Durchlässe 

gespült werden, um Ablagerungen von 

Schlamm zu entfernen und Verstopfungen, 

die zu Überschwemmungen führen können, 

zu beseitigen. Dadurch ist ein Mehraufwand 

erforderlich, den die Erschwerer solidarisch 

über den Erschwernisbeitrag zu tragen ha-

ben.  

Warum sind Bäume und Sträucher 
am Gewässer Erschwernisse? 

Um die Böschungen von offenen Gräben 

mit Großgeräten kostengünstig schneiden 

zu können und den Sohlbewuchs zu schnei-

den, ist eine Mindestbreite freier Fläche 

von 1,50 m ab Böschungsoberkante erfor-

derlich. Wird diese Breite unterschritten, 

weil dort Bäume, Sträucher oder andere 

Hindernisse stehen, muss die Böschungs-

mahd und der Sohlschnitt von Hand oder 

mit kleineren, im Betrieb teureren Geräten 

durchgeführt werden. Die dadurch entste-

henden Mehrkosten haben die Erschwerer 

solidarisch zu tragen.  

Warum stellt auch die ackerbauliche 
und gartenbauliche Nutzung in ei-
nem 1,50 m Streifen ein Erschwernis 
dar? 

Grundsätzlich müssen die Mitglieder und 

Uferanlieger das Betreten und Befahren 

ihrer Grundstücke zum Zwecke der Gewäs-

serunterhaltung dulden. Dies bedeutet, 

dass die Verbandsmitarbeiter auch bestellte 

Felder überfahren dürften. Damit würden 

sie allerdings den Ernteertrag reduzieren. 

Dies ist natürlich nicht gewollt. Daher wer-

den bei der Gewässerunterhaltung bestellte 

Ackerflächen nicht überfahren. Um dann 

aber die Unterhaltung der Gewässer sicher-

stellen zu können, ist eine erneute Anfahrt 

zu einem Zeitpunkt erforderlich, an dem die 

Flächen abgeerntet sind. Auch dadurch ent-

stehen Mehrkosten, die über den Er-

schwernisbeitrag solidarisch gedeckt wer-

den.  

Wie bestimmt sich die Höhe der Er-
schwernisbeiträge? 

Die Konkretisierung des Umlageverfahrens, 

die Maßstäbe zur Ermittlung der Verbands-

beiträge sowie die Höhe der jeweiligen Be-

messungssätze folgen aus den Veranla-
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gungsregeln. Diese enthalten Formeln, nach 

denen sich die Beiträge berechnen. Maßge-

bend ist die Länge des Erschwernisses paral-

lel zur Gewässerachse in Metern. Diese wird 

– soweit nicht konkretere Daten aus einer 

Vermessung vorliegen – aus den Luftbildern 

abgegriffen. Dabei wird immer die längste 

erkennbare Ausdehnung erfasst, bei einem 

Baum beispielsweise der Kronendurchmes-

ser parallel zur Gewässerachse. 

Habe ich Einfluss auf die Höhe der 
Erschwernisbeiträge? 

Ja, indem Sie auf Ihren eigenen Grundstü-

cken in bestimmten Grenzen entscheiden 

können, ob Sie vorhandene Erschwernisse 

dort belassen wollen oder nicht. Sie ver-

meiden zu hohe Beiträge auch, indem Sie 

uns den Entfall eines Erschwernisses unver-

züglich mitteilen. Soweit der Erschwernis-

bescheid noch nicht erlassen ist, werden wir 

dies bei der Bescheiderstellung berücksich-

tigen.  

Wie kann ich den Erschwernisbeitrag 
reduzieren oder entfallen lassen? 

Sie können Ihren Erschwernisbeitrag 

dadurch verringern oder entfallen lassen, 

indem Sie die Anzahl der Erschwernisse 

reduzieren oder ganz entfernen, z.B. Durch-

lässe, Brücken, Bäume, Sträucher, Zäune 

und bauliche Anlagen auf Ihren Grundstü-

cken entfernen oder deren Länge längs der 

Gewässerachse verkürzen. Der Verband ist 

hierbei beratend und technisch behilflich. 

Gem. § 22 LWG NW bedarf die Entfernung 

jedoch der Genehmigung der zuständigen 

unteren Wasserbehörde. Der Verband kann 

für die Mitglieder die Entfernung vorhande-

ner Erschwernisse übernehmen, soweit die 

entsprechenden erforderlichen Genehmi-

gungen sowie die Einverständniserklärung 

des Eigentümers vorliegen. Das dazu erfor-

derliche Formular ist auf der Webseite des 

Verbandes in der Rubrik „Infocenter“ ver-

fügbar oder kann telefonisch oder per E-

Mail angefordert werden.  

Ich mähe den Graben auf/vor mei-
nem Grundstück selber: brauche ich 
dann weniger/keinen Beitrag mehr 
zahlen? 

Nein. Verbandsbeiträge können nur als 

Geldbeiträge geleistet werden. Die Über-

nahme von Unterhaltungsarbeiten wäre 

allenfalls als Sachbeitrag denkbar, der von 

der Satzung ausgeschlossen wird. Die Ge-

wässerunterhaltung gem. § 62 Abs. 3 LWG 

NW ist ausschließlich Aufgabe der für die 

Gewässerunterhaltung zuständigen Was-

serverbände. Die Anlieger sind daher nicht 

befugt, die Gewässerunterhaltung, zu der 

auch die Böschungsmahd gehört, selber 

durchzuführen.  

Was ist zu beachten, wenn ich Er-
schwernisse entfernen will? 

Auch wenn sich die Erschwernisse (z.B. 

Bäume, Sträucher, Zäune, Durchlässe) auf 

Ihrem Grundstück befinden, kann es sein, 

dass Sie nicht befugt sind, diese zu entfer-

nen. Dem können baurechtliche, land-

schaftsschutzrechtliche, straßen- und wege-

rechtliche oder privatrechtliche Hindernisse 

entgegenstehen. Soweit es sich dabei um 

Anlagen an Gewässern i.S.d. § 36 WHG 

handelt, was in der Regel der Fall ist, benö-

tigen Sie gem. § 22 LWG NW zudem eine 

Genehmigung. Ist ein Durchlass oder eine 

Brücke erforderlich, damit eine für den öf-

fentlichen Verkehr gewidmete Straße über 

den Graben/das Gewässer verlaufen kann, 

dürfen Sie diese Brücke oder den Durchlass 

nicht einfach entfernen (lassen). Gleiches 

gilt, wenn ein Wegerecht auf ihrem Grund-

stück eingetragen ist oder ein Gebäude er-

richtet ist, für das eine Baugenehmigung 

erforderlich ist. In diesem Fall wäre auch für 

den Abriss eine Baugenehmigung erforder-

lich. Auch in diesen Fällen berät der Ver-

band Sie im Rahmen seiner Aufgabenwahr-

nehmung gerne. 

Was kann ich tun, um meine Kosten 
für Erschwernisse zu senken, wenn 
ich aus rechtlichen oder Nutzungs-
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gründen die Erschwernisse nicht be-
seitigen kann? 

Sie können versuchen, die Kosten an dieje-

nigen weiterzugeben, die die Vorteile aus 

dem Erschwernis haben. Wenn z.B. ein 

Durchlass auf Ihrem Grundstück erforder-

lich ist, damit der Bewirtschafter oder Ei-

gentümer des angrenzenden Flurstücks sein 

Land bewirtschaften oder sein Grundstück 

erreichen kann, können Sie mit diesem ver-

traglich regeln, dass er die Kosten für das 

Erschwernis übernimmt. Haben Sie die Flä-

che mit dem Erschwernis oder die vorteil-

habende Fläche verpachtet, können Sie die 

Kosten über eine Erhöhung der Pacht de-

cken. Dies ändert aber nichts daran, dass 

Sie dem Verband gegenüber beitragspflich-

tig bleiben. Natürlich können Sie das 

Grundstück auch an den Nutzer verkaufen. 

Dann ist für das Jahr nach dem Eigentums-

übergang der neue Eigentümer dem Ver-

band gegenüber beitragspflichtig.  

Besteht die Möglichkeit, das Eigen-
tum an den Verband zu verkaufen? 

Grundsätzlich kauft auch der Verband so-

wohl Gewässerparzellen als auch Anlieger-

flächen (auch Teile von Flurstücken), um 

dort z.B. Gewässerausbaumaßnahmen 

durchzuführen. Wenn Sie also das Grund-

stück mit dem Erschwernis verkaufen wol-

len, können Sie gerne auch bei uns anfra-

gen. 

Gibt es Besonderheiten, wenn eine 
öffentliche Straße über mein Grund-
stück verläuft? 

Handelt es sich bei dem Erschwernis um 

einen Durchlass oder eine Brücke, über die 

eine für den öffentlichen Straßenverkehr 

gewidmete Straße verläuft, hat die Kosten 

dafür gem. § 11 Abs. 5 Straßen- und Wege-

gesetz NW der Straßenbaulastträger zu tra-

gen. Wer Straßenbaulastträger ist, richtet 

sich danach, um was für eine Straße es sich 

handelt. Für Autobahnen und Bundesstra-

ßen ist der Bund und im Auftrag für diesen 

der Landesbetrieb Straßen NRW zuständig. 

Für Landstraßen ist ebenfalls der Landesbe-

trieb Straßen NRW zuständig. Kreisstraßen 

werden vom jeweiligen Kreis bzw. der kreis-

freien Stadt unterhalten. Alle übrigen Stra-

ßen und Wege, soweit sie dem öffentlichen 

Verkehr gewidmet sind, werden von der 

Kommune (Stadt oder Gemeinde) unterhal-

ten. Auch in diesen Fällen bleiben Sie als 

Eigentümer gegenüber dem Verband bei-

tragspflichtig. Sie können aber mit dem 

Straßenbaulastträger eine Erstattungsver-

einbarung treffen.  

Was muss ich tun, wenn ich einen 
Beitragsbescheid erhalten habe? 

Grundsätzlich sollten Sie den Bescheid prü-

fen und unabhängig davon, ob Sie zu dem 

Ergebnis kommen, dass er richtig ist, bezah-

len. Andernfalls drohen Mahngebühren und 

Vollstreckungskosten. Die Prüfung sollte 

zeitnah nach Erhalt des Bescheides passie-

ren, damit Sie innerhalb der Rechtsmittel-

frist von einem Monat noch Zeit haben, ggf. 

erforderliche Rechtsmittel einzulegen. Der 

Beitrag muss auch dann zunächst bezahlt 

werden, wenn der Bescheid unrichtig war 

und Sie ein zulässiges Rechtsmittel fristge-

recht einlegen. 

Welche Rechtsmittel habe ich? 

Der Bescheid enthält eine Belehrung über 

die möglichen Rechtsmittel. Durch das Bü-

rokratieabbaugesetz wurde in vielen Berei-

chen der öffentlichen Verwaltung das vor-

gerichtliche Widerspruchsverfahren abge-

schafft. Damit müssen Sie, damit ein Be-

scheid nicht rechtskräftig wird, innerhalb 

eines Monats nach Zugang des Bescheids 

Klage beim Verwaltungsgericht einreichen. 

Da dies für Sie und für den Verband zu 

Mehrkosten führen wird, raten wir dazu, 

dass Sie sich sehr kurzfristig nach Erhalt des 

Bescheides und innerhalb der Rechtsmittel-

frist mit uns in Verbindung setzen und uns 

die Gründe, weshalb Sie den Bescheid für 

rechtswidrig erachten unter Beifügung von 

Unterlagen mitteilen. Sollten wir nach über-

schlägiger Prüfung Hinweise darauf haben, 

dass der Bescheid tatsächlich rechtswidrig 
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ist, würden wir diesen aufheben, um uns 

und Ihnen ausreichend Zeit für eine ggf. 

erforderliche vertiefende Prüfung zu ver-

schaffen. Dieses verhindert überflüssige, 

kostenträchtige Rechtsstreite.  

Ich habe einen Bescheid erhalten, 
was kann/muss ich tun, wenn ich 
den Bescheid für rechtswidrig halte, 
weil … 

… ich nicht mehr Eigentümer des Grund-
stücks bin, auf dem sich das Erschwernis 
befindet? 

Gem. § 36 der Satzung ist ein Eigentums-

wechsel erst im folgenden Kalenderjahr zu 

berücksichtigen und auch nur ab dem Zeit-

punkt, zu dem die Änderung dem Verband 

bekannt gemacht wurde. In diesem Fall le-

gen Sie uns bitte einen Nachweis über den 

Eigentumswechsel vor. Wir werden den 

Eigentumswechsel dann im folgenden Bei-

tragsjahr bei der Beitragsbemessung be-

rücksichtigen. Oft haben Sie aber noch die 

Möglichkeit, sich zur Kostenerstattung an 

den neuen Eigentümer zu wenden, wenn im 

notariellen Kaufvertrag entsprechende Re-

gelungen getroffen wurden.  

… ich zusammen mit weiteren Personen 
Eigentümer des Grundstücks bin? 

In diesem Fall ist der Bescheid nicht rechts-

widrig. Setzen Sie sich bitte mit den übrigen 

Miteigentümern in Verbindung und klären, 

wie Sie die Beiträge intern verteilen wollen 

und ob in Zukunft ein anderer Miteigentü-

mer den Bescheid erhalten soll. Letzteres 

teilen Sie uns bitte mit. Wir werden den 

Bescheid zukünftig dem anderen Miteigen-

tümer zustellen. In diesem Fall ist der Be-

scheid jedoch nicht rechtswidrig, da der 

Verband einen von mehreren Beitrags-

pflichtigen zur vollen Beitragszahlung her-

anziehen kann, da eine Gesamtschuld be-

steht.  

… ich der Meinung bin, dass das Erschwer-
nis falsch gemessen wurde?  

Setzen Sie sich dann bitte mit uns in Ver-

bindung. Wir werden das Erschwernis bei 

Vorliegen konkreter Anhaltspunkte neu 

vermessen und den Bescheid ggf. korrigie-

ren.  

… das Erschwernis zwischenzeitlich entfal-
len ist oder sich verringert hat? 

Da gem. § 36 der Satzung die Mitglieder 

verpflichtet sind, alle für die Veranlagung 

erforderlichen Angaben rechtzeitig und 

vollständig zu machen und Veränderungen 

in den Veranlagungsgrundlagen unverzüg-

lich mitzuteilen, wäre der Bescheid recht-

mäßig, solange uns die Veränderung nicht 

mitgeteilt wurde. Die Veränderung wird 

dann für den nächsten Bescheid berücksich-

tigt. 

… das Erschwernis noch vorhanden ist, 
aber im Laufe des Kalenderjahres, für das 
der Bescheid erhoben wurde, entfernt 
oder eingekürzt werden soll? 

In diesem Fall ist der Bescheid rechtmäßig. 

Bitte teilen Sie uns den Entfall unverzüglich 

nach Entfernung oder Veränderung des 

Erschwernisses unter Angabe des Flurstücks 

mit, damit wir dies bei der nächsten Bei-

tragsveranlagung berücksichtigen können.  

Warum habe ich bisher keinen Be-
scheid erhalten? 

Dies kann mehrere Gründe haben.  

a. Bis zum 31.12.2015 gab es eine Bagatell-

grenze von 25,- €. Beiträge, die darunter 

lagen, wurden zu Lasten der übrigen Mit-

glieder nicht erhoben. Das führte dazu, dass 

niedrige Beiträge entfielen und die dadurch 

fehlenden Einnahmen auf die kommunalen 

Mitglieder über den Grundstücksflächen-

beitrag verteilt wurden. Die Kommunen 

tragen allerdings bereits jetzt die Hauptbei-

tragslast, indem sie den Grundstücksflä-

chenbeitrag anstelle der jeweiligen Eigen-

tümer übernehmen. Der Wegfall der Baga-

tellgrenze führt zu einer verursachergerech-

ten Verteilung der Kosten. 

b. Ihr Erschwernis war bisher nicht erfasst 

und ist erst im Rahmen der Aktualisierung 

unserer Veranlagungsdaten aufgefallen.  
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Was ist der Mindestbeitrag? 

Im Bereich der Flächenbeiträge sind die 

Kosten für die Bescheiderstellung nicht in 

die Formel eingerechnet. Damit hier die 

Kosten der Beitragsbescheiderstellung ge-

deckt werden, wurde ein Mindestbeitrag 

eingeführt, der erhoben wird, wenn die 

Beitragsveranlagung diesen Betrag unter-

schreitet. Der Mindestbeitrag wird nur für 

die kommunalen Mitglieder erhoben.  

Welche Erschwernisse gibt es jetzt? 

Nach der seit dem 1.1.2016 geltenden Sat-

zung sind Erschwernisse insbesondere: 

− Mauern, Zäune und Hecken 

− ackerbauliche und gartenbauliche Nut-

zungen 

− Gebäude, Gebäudebestandteile 

− Masten, Pfähle und Schilder 

− Bäume, Baumkronen, Baumstubben, 

Sträucher 

− Stege, Gerüste, Tränken 

− Einleitstellen, Einleitbauwerke 

− Abgrabungen, Aufschüttungen 

jeweils innerhalb eines Abstandes von 

1,50 m gemessen ab Böschungsoberkante.  

Hinzu kommen insbesondere im Gewässer: 

− Brücken 

− Durchlässe 

− Rohrleitungen 

− Verrohrungen. 

Wer wird veranlagt? 

Nach den Veranlagungsregeln werden aus-

schließlich die Eigentümer der Grundstücke, 

auf denen sich die Erschwernisse befinden 

und nicht die Vorteilhabenden veranlagt. 

Diese müssen sich ggf. mit den Vorteilha-

benden abstimmen, ob diese einen Teil 

oder alle Kosten übernehmen, um das Er-

schwernis weiter nutzen zu können.  

Wie wird das Erschwernis bei acker-
baulicher und gartenbaulicher Nut-
zung bemessen? 

Hier wird für die Höhe des Beitrages nur der 

Aufwand der erforderlichen erneuten An-

fahrt zugrunde gelegt, so dass die Er-

schwernisbeiträge geringer sind. 

Gibt es Regelungen zu Säumnis, Voll-
streckung, Mahnung? 

Die Veranlagungsregeln sehen vor, nach 

Ablauf welcher Zeit Säumnis- und Mahnge-

bühren anfallen und die Vollstreckung ein-

geleitet wird. Das Verfahren ist automati-

siert, so dass zeitlich kaum Spielräume ver-

bleiben. Um Mehrkosten zu vermeiden, sei 

den Mitgliedern daher geraten, die Bei-

tragsbescheide pünktlich zu begleichen.  

Gewässerunterhaltung 

Eine Aufgabe des Verbandes ist die Unter-

haltung der fließenden Gewässer. Die Un-

terhaltung der Gewässer ist ein Teil der ge-

samten Gewässerbewirtschaftung, die in 

ihren Grundzügen im WHG geregelt und im 

LWG NW näher konkretisiert wird.  

Was wird von wem unterhalten? 

Unterhalten werden die fließenden Gewäs-

ser gem. § 62 Abs. 3 LWG NW von den da-

für zuständigen Wasser- und Bodenverbän-

den. Was unterhalten wird, richtet sich 

nach den zu beachtenden Regelungen. Ge-

wässerunterhaltung ist in § 39 WHG i.V.m. 

§ 61 LWG NW legal definiert. Danach er-

streckt sich die Unterhaltung eines oberirdi-

schen Gewässers auf das Gewässerbett und 

seine Ufer. Zur Unterhaltung gehört auch 

die Freihaltung, Reinigung und Räumung 

des Gewässerbettes und der Ufer von Un-

rat, soweit es dem Umfang nach geboten 

ist.  

Wer ist für welche Unterhaltungs-
maßnahmen zuständig? 

Die gesamte Unterhaltung ist Aufgabe des 

Verbandes. An einem Gewässer(abschnitt) 

ist immer nur ein Unterhaltungspflichtiger 

zuständig. Allerdings müssen die Unterhal-

tungspflichtigen die Arbeiten nicht zwin-

gend durch eigenes Personal durchführen, 

sondern können auch Dritte mit allen oder 

Teilen von Unterhaltungsarbeiten beauftra-

gen. Der Wasser- und Bodenverband führt 

alle Unterhaltungsmaßnahmen jedoch 

komplett selber durch.  
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Wie wird unterhalten? 

Die Unterhaltung umfasst die Ufer, die Soh-

le und die Anlagen am Gewässer. Dazu 

werden insbesondere 

− Böschungen geschnitten sowie 

− Holzungsarbeiten auf den Böschungen, 

− Sohlschneidungen, 

− Entschlammungen der Sohle, 

− Spülungen von Durchlässen,  

− Böschungssicherungen und 

− Uferabflachungen 

durchgeführt. 

In welchem Umfang wird unterhal-
ten? 

Die Unterhaltung unterliegt den durch die 

EG-Wasserrahmenrichtlinie eingeführten 

Bewirtschaftungszielen. Diese sind in § 27 

ff. WHG in deutsches Recht umgesetzt wor-

den. Danach sind oberirdische Gewässer, 

soweit sie nicht nach § 28 WHG als künst-

lich oder erheblich verändert eingestuft 

werden, so zu bewirtschaften, dass eine 

Verschlechterung ihres ökologischen und 

ihres chemischen Zustands vermieden wird 

und ein guter ökologischer und ein guter 

chemischer Zustand erhalten oder erreicht 

wird. Dies muss bis Ende 2027 erreicht sein. 

Die Gewässerunterhaltung muss sich auch 

an diesen Zielen orientieren und darf zu 

keiner Verschlechterung führen. Zur Kon-

kretisierung dieser neuen ökologischen An-

forderungen an die Unterhaltung hat das 

Land NRW eine Richtlinie (Blaue Richtlinie) 

erlassen, die eine rechtskonforme Unterhal-

tung beschreibt. Im Einzelfall unterliegt die 

Unterhaltung aber einer Abwägung ver-

schiedener wasserwirtschaftlicher Belange. 

Wie oft wird unterhalten? 

Da eine übermäßige Unterhaltung zu einer 

strukturellen Verschlechterung der Gewäs-

ser führt und damit die Bewirtschaftungs-

ziele gem. § 27 WHG gefährdet, darf nur 

soweit und so intensiv unterhalten werden, 

dass unter Berücksichtigung der übrigen 

Ziele der Gewässerbewirtschaftung der 

schadlose Wasserabfluss gewährleistet ist. 

Die Anzahl der Unterhaltungsmaßnahmen 

richtet sich daher nach den Anforderungen 

und der Bedeutung des Gewässers.  

Wie geht der Verband bei der Pla-
nung der Unterhaltungsmaßnahmen 
vor? 

Um alle zu berücksichtigenden Belange zu 

beachten und die Unterhaltung im erforder-

lichen Maß durchzuführen, hat der Wasser- 

und Bodenverband einen Unterhaltungs-

plan aufgestellt, der ständig aktualisiert und 

den sich ändernden Anforderungen ange-

passt wird. Der jeweils aktuelle Unterhal-

tungsplan ist auch auf der Webseite des 

Verbandes (www.mittlereniers.de) unter 

der Rubrik „Infocenter“ veröffentlicht. 

Welche Gesetze sind zu beachten? 

Bei der Gewässerunterhaltung sind ver-

schiedene Gesetze und Regelungen zu be-

achten. Dazu gehören u.a.:  

− Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

− Landeswassergesetz (LWG NW) 

− Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

− Landschaftsgesetz (LG NW) 

− Richtlinie für die Entwicklung naturna-

her Fließgewässer in Nordrhein-

Westfalen (Blaue Richtlinie) 

Wer trägt die Kosten? 

Die Kosten der Gewässerunterhaltung wer-

den von den Mitgliedern des Wasser- und 

Bodenverbandes getragen. Die Erschwerer 

tragen dabei die Kosten, die sich als Mehr-

kosten durch die Erschwernisse darstellen. 

Die übrigen Kosten, die nicht durch Er-

schwererbeiträge, Fördergelder und sonsti-

ge Einnahmen gedeckt werden können, 

werden von den Kommunen über den 

Grundstücksflächenbeitrag gedeckt. 

Welche Pflichten haben die Mitglie-
der/Eigentümer? 

Grundsätzlich müssen die Eigentümer der 

Gewässer und die Mitglieder des Wasser- 

und Bodenverbandes gem. § 41 WHG bzw. 

§ 33 WVG die Benutzung und das Betreten 

ihrer Grundstücke zum Zwecke der Gewäs-

serunterhaltung dulden.  
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Müssen Unterhaltungsmaßnahmen 
angekündigt oder vereinbart wer-
den? 

Unterhaltungsarbeiten bedürfen nicht der 

Zustimmung des betroffenen Grundstücks-

eigentümers und auch keiner Vereinbarung. 

Der Verband führt eine Liste der Grundei-

gentümer, die ausdrücklich gewünscht ha-

ben, dass der Beginn der Arbeiten rechtzei-

tig angekündigt wird. 

Was passiert mit dem Schneidgut? 

Soweit das Schneidgut nicht direkt bei der 

Mahd aufgenommen werden kann, wird es 

auf der Böschungsoberkante abgelegt und 

verbleibt dort. Gem. § 6 der Satzung haben 

die Mitglieder das Ablagern des Mäh- und 

Räumgutes zu dulden. Gegen eine Entfer-

nung durch den Grundstückseigentümer 

bestehen keine Bedenken. Dies ist sogar 

positiv zu sehen, da es der Entstehung von 

den Wasserabfluss hindernden Verwallun-

gen entgegenwirkt. 

Was passiert mit 
Schlamm/Schneidgut aus der Sohle? 

Auch dieses wird auf den Anliegergrundstü-

cken verteilt. Dies ergibt sich ausdrücklich 

auch aus § 41 WHG. Selbstverständlich 

nimmt der Verband Rücksicht auf die Be-

lange der Anlieger und versucht, Schneid- 

und Räumgut sowie Schlamm aus der Sohle 

nicht in Gärten oder bestellten Ackerflä-

chen abzulegen.  

Was passiert mit Müll? 

Bei Unterhaltungsarbeiten gefundener Ab-

fall, der den schadlosen Wasserabfluss be-

hindern könnte, wird mitgenommen und 

ordnungsgemäß entsorgt.  

Wie erfolgt die Unterhaltung der 
Uferböschungen? 

Soweit dies für die ordnungsgemäße Ge-

wässerbewirtschaftung erforderlich ist, 

werden die Uferböschungen ein- oder 

mehrmals (bis zu 3-mal) im Jahr gemäht. 

Die Häufigkeit hängt von der Größe und der 

Bedeutung des Gewässers ab. Einige Ge-

wässer werden nur bei Bedarf gemäht. Für 

die Gewässerbewirtschaftung ist es nicht 

erforderlich, dass der Bewuchs einem Gar-

tenrasen gleicht. Es erfolgt also keine park-

ähnliche oder ästhetische Pflege der Flä-

chen. 

Wer ist für die Arbeiten auf der 
Uferböschung zuständig, die nicht 
wasserwirtschaftlichen Zwecken 
dienen? 

Soweit Maßnahmen nicht erforderlich sind, 

um eine ordnungsgemäße Gewässerunter-

haltung zu gewährleisten, ist dafür der 

Wasser- und Bodenverband auch nicht zu-

ständig. Daher gehört das Fällen von ge-

wässertypischen, den Wasserabfluss nicht 

gefährdenden Bäumen, das Rückschneiden 

von Efeu oder das Schneiden von Hecken 

nicht in die Zuständigkeit des Wasser- und 

Bodenverbandes.  

Wem gehört das bei Holzungsmaß-
nahmen anfallende Holz? 

Grundsätzlich gehört das Holz dem Eigen-

tümer des Grundstücks, auf dem es ge-

wachsen ist. Der Eigentümer ist nach dem 

Schnitt allerdings auch verpflichtet, das Holz 

unverzüglich zu entfernen, da liegengeblie-

benes Holz den gefahrlosen Wasserabfluss 

gefährden kann. Die Entsorgung des 

Schnittgutes ist daher auch bei vom Ver-

band durchgeführten Holzungsmaßnahmen 

nicht Aufgabe des Verbandes, sondern des 

Grundeigentümers. Da dies jedoch zu ei-

nem erheblichen Verwaltungsaufwand füh-

ren würde, entsorgt der Verband das Holz 

für den Grundstückseigentümer und deckt 

die Kosten über die Verwertung von 

Schreddermaterial oder Stückholz. Dies gilt 

selbstverständlich nicht für Holzbestände, 

die ersichtlich forstwirtschaftlich genutzt 

werden oder einen erkennbaren wirtschaft-

lichen Wert haben.  
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Gewässerausbau 

Eine weitere wichtige und in Zukunft noch 

wichtiger werdende Aufgabe ist der Gewäs-

serausbau.  

Was ist Gewässerausbau? 

Gewässerausbau ist gem. § 67 WHG die 

Herstellung, die Beseitigung und die we-

sentliche Umgestaltung eines Gewässers 

oder seiner Ufer.  

Welchen Zwecken dient Gewässer-
ausbau? 

Gewässer sind gem. § 67 WHG so auszu-

bauen, dass natürliche Rückhalteflächen 

erhalten bleiben, das natürliche Abflussver-

halten nicht wesentlich verändert wird, na-

turraumtypische Lebensgemeinschaften 

bewahrt und sonstige nachteilige Verände-

rungen des Zustands des Gewässers ver-

mieden oder, soweit dies nicht möglich ist, 

ausgeglichen werden. Häufig wird mit dem 

Gewässerausbau versucht, die Bewirtschaf-

tungsziele gem. § 29 WHG zu erreichen, 

nämlich die ökologische Verbesserung der 

Gewässer bis hin zur Erreichung des guten 

ökologischen Zustands bzw. des guten öko-

logischen Potentials. In vielen Fällen ist aber 

auch der schadlose Wasserabfluss Ziel von 

Gewässerausbaumaßnahmen. 

Wer ist für Gewässerausbau zustän-
dig? 

Für den Gewässerausbau ist gem. § 67 LWG 

NW der Gewässerunterhaltungspflichtige 

zuständig. Damit hat der Wasser- und Bo-

denverband neben der Aufgabe der Unter-

haltung auch die Aufgabe des Gewässer-

ausbaus an seinen Verbandsgewässern.  

Wer trägt die Kosten für den Gewäs-
serausbau? 

Die Kosten des Gewässerausbaus werden 

solidarisch über den Grundstücksflächen-

beitrag auf die kommunalen Mitglieder um-

gelegt. Zum großen Teil werden die Kosten 

des Gewässerausbaus auch über Fördergel-

der des Landes gedeckt.  

Welche Regeln sind zu beachten? 

Beim Gewässerausbau sind ebenfalls ver-

schiedene Gesetze und Regelungen zu be-

achten. Dazu gehören u.a.:  

− Wasserhaushaltsgesetz (WHG) 

− Landeswassergesetz (LWG NW) 

− Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

− Landschaftsgesetz (LG NW) 

− Richtlinie für die Entwicklung naturna-

her Fließgewässer in Nordrhein-

Westfalen (Blaue Richtlinie) 

Werden Grundstückseigentümer be-
teiligt? 

Der Gewässerausbau bedarf der Planfest-

stellung oder der Plangenehmigung. Im 

Rahmen der dortigen Verfahren werden 

auch die betroffenen Grundstückseigentü-

mer beteiligt. Der Verband wird keine was-

serbaulichen Maßnahmen planen, die nicht 

mit dem betroffenen Grundeigentümer 

abgestimmt sind.  

Anlagen an Gewässern 

Was sind Anlagen an Gewässern? 

Anlagen an Gewässern sind gem. § 36 WHG 

i.V.m. § 22 LWG NW: 

− bauliche Anlagen wie Gebäude, Brü-

cken, Stege, Unterführungen, Hafenan-

lagen und Anlegestellen,  

− Leitungsanlagen,  

− Fähren,  

− Bäume und Gehölze. 

Gem. § 22 LWG NW gelten nicht als Anla-

gen, solche Anlagen, die bereits im Rahmen 

anderer Zulassungsverfahren auf die Über-

einstimmung mit wasserrechtlichen Rege-

lungen geprüft werden. 

Welche Regelungen für Anlagen an 
Gewässern gibt es? 

Gem. § 36 WHG sind Anlagen in, an, über 

und unter oberirdischen Gewässern so zu 

errichten, zu betreiben, zu unterhalten und 

stillzulegen, dass keine schädlichen Gewäs-

serveränderungen zu erwarten sind und die 

Gewässerunterhaltung nicht mehr er-
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schwert wird, als es den Umständen nach 

unvermeidbar ist.  

Wer ist für die Instandhaltung von 
Anlagen am Gewässer zuständig? 

Grundsätzlich der Eigentümer. Dies ist der 

Eigentümer des Grundstücks, auf dem sich 

die Anlagen befinden. Ausnahmen gelten 

bei Anlagen, die zum Straßenkörper von 

öffentlichen Straßen gehören. Hier ist der 

Straßenbaulastträger für die Instandhaltung 

zuständig.  

Darf ich auf meinem Grundstück An-
lagen errichten, wenn ich die Rege-
lungen des § 36 WHG beachte? 

Nein. Anlagen an, in und über Gewässern 

bedürfen gem. § 22 LWG NW der Genehmi-

gung durch die zuständige Behörde. Ge-

nehmigungsbehörde ist die untere Wasser-

behörde des Kreises, zu dessen Kreisgebiet 

das betroffene Grundstück gehört. Im Re-

gelfall bietet der Kreis entsprechende 

Formblätter an, mit denen man den Ge-

nehmigungsantrag stellen kann. Im Verfah-

ren der Genehmigung wird der Wasser- und 

Bodenverband um eine Stellungnahme ge-

beten. 

Müssen für genehmigte Anlagen 
auch Erschwernisbeiträge gezahlt 
werden? 

Ja. Der Erschwernisbeitrag stellt auf die 

tatsächliche Existenz des Erschwernisses ab, 

nicht darauf, ob dieses rechtmäßig existiert. 

Daher stellt auch eine positive Stellung-

nahme des Verbandes im Rahmen der Ge-

nehmigung der Anlage kein Verzicht auf den 

damit verbundenen Erschwernisbeitrag dar. 

Darf man Gebäude am Gewässer er-
richten? 

Mit gewissen Einschränkungen ja. Es ist 

nicht grundsätzlich verboten, Gebäude am 

Gewässer zu errichten, allerdings kommen 

neben den generellen baurechtlichen Rege-

lungen weitere wasserrechtliche Regelun-

gen hinzu. Die Errichtung von Gebäuden ist 

lediglich in festgesetzten Überschwem-

mungsgebieten nur in Ausnahmefälle er-

laubt. In jedem Fall wird eine Genehmigung 

einer Anlage in, an und über Gewässern 

i.S.d. § 36 WHG i.V.m. § 22 LWG NW benö-

tigt, die im Regelfall im Rahmen des Bauge-

nehmigungsverfahrens eingeholt wird. Al-

lerdings ist auch § 36 Abs. 4 LWG NW zu 

beachten, nach dem im Gewässerrandstrei-

fen die Errichtung von baulichen Anlagen 

verboten ist. Der Gewässerrandstreifen 

beträgt im Innenbereich i.d.R 5 m. 

Was muss man tun, um eine Über-
fahrt über ein Gewässer zu bauen? 

Wenn Sie Eigentümer oder berechtigter 

Benutzer z.B. Inhaber eines Wegerechts des 

Grundstücks sind, auf dem die Überfahrt 

errichtet werden soll, müssen Sie einen 

Antrag auf Errichtung einer Anlage in, an 

oder über einem Gewässer stellen. Dazu 

stellen die Kreise im Regelfall ein Formblatt 

zur Verfügung. Sind Sie nicht Eigentümer, 

wird dieser evtl. sein Einverständnis davon 

abhängig machen, dass Sie ihm den für den 

neuen Durchlass anfallenden Erschwernis-

beitrag erstatten. Der Wasser- und Boden-

verband wird im Rahmen des Genehmi-

gungsverfahrens darauf achten, dass die 

Bauweise den technischen Anforderungen 

entspricht und die Größe des Durchlasses 

den ordnungsgemäßen Abfluss sicherstellt. 

Darf ich eine Anlage am Gewässer 
einfach entfernen? 

Ja, allerdings seit Geltung des neuen LWG 

NW nur mit einer entsprechenden Geneh-

migung. Im Regelfall wird der Wasser- und 

Bodenverband im Rahmen des Genehmi-

gungsverfahrens eine positive Stellungnah-

me abgeben. 

Darf man Bäume pflanzen oder fäl-
len? 

Da Bäume am Gewässer ebenfalls Anlagen 

am Gewässer sind, bedürfen auch diese 

einer Genehmigung, sowohl für das Pflan-

zen als auch das Fällen. Bei der Genehmi-

gungsfähigkeit spielt auch die Wahl der 

Baumarten eine entscheidende Rolle. Gem. 
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1. Auflage (2016) 

§ 38 Abs. 4 WHG ist in Uferrandstreifen 

verboten, nicht standorttypische Bäume 

und Sträucher zu pflanzen und standortty-

pische Bäume und Sträucher zu entfernen. 

Gewässertypische Bäume am Niederrhein 

sind:  

− Eschen 

− Weiden (verschiedene Sorten), auch als 

Kopfweiden 

− Schwarzerlen 

Diese sollten bevorzugt gepflanzt und bei 

Rodungsarbeiten stehengelassen werden. 

Darf ich Garten-/Grünabfälle am 
Gewässer ablagern? 

Nein. Zum einen handelt es sich – auch 

wenn es keine gefährlichen Abfälle sind – 

um illegale Abfallbeseitigung, zum anderen 

gefährdet es die Funktionen des Gewässers 

als auch den ökologischen Zustand. Gem. 

§ 38 WHG ist das nicht nur zeitweise Abla-

gern von Gegenständen, die den Wasserab-

fluss behindern können oder die fortge-

schwemmt werden können, im Gewässer-

randstreifen verboten. Damit soll verhin-

dert werden, dass solche Ablagerungen bei 

einer Hochwasserwelle mitgenommen wer-

den und sich an Brücken und Durchlässen 

dann festklemmen und zu einem Rückstau 

des Wassers führen. Werden sollche Abfälle 

nicht weggeschwemmt, verrotten sie zu 

einem großen Teil. Die Reste überlagern 

sich mit der Zeit und bilden dann kleine 

„Deiche“, die verhindern, dass Wasser un-

gehindert dem Gewässer zufließen kann. 

Außerdem reichert sich dann der Boden 

und das Gewässer mit Stickstoff an, was zu 

einem schlechteren chemischen Zustand 

führt. 

 


